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§ 6: § 6: 
 

§ 6 
Kinderzulage 

 
(1) Eine Kinderzulage von € 14,53 monatlich gebührt – soweit in den Abs. 2 bis 
8 nichts anderes bestimmt ist – für jedes der folgenden Kinder: 

a) eheliche Kinder, 
b) legitimierte Kinder, 
c) Wahlkinder, 
d) uneheliche Kinder, 
e) sonstige Kinder, wenn sie dem Haushalt des Gemeindebeamten 

angehören und der Gemeindebeamte überwiegend für die Kosten des 
Unterhaltes aufkommt. 

 
(2) Der Anspruch auf die Kinderzulage endet, soweit in den folgenden 
Absätzen nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ablauf des Monats, in dem das 
Kind das 18. Lebensjahr vollendet.  
 
(3) Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht das 26. Lebensjahr vollendet 
hat, gebührt die Kinderzulage auch dann, wenn es  

a) den Präsenz- oder Ausbildungsdienst oder den Zivildienst leistet, 
b) in einer Schul- oder Berufsausbildung steht, die seine Arbeitskraft 

überwiegend beansprucht, 
c) nach Ablegung der Reifeprüfung nicht unmittelbar den Präsenz-, 

Ausbildungs- oder Zivildienst antritt, für einen Zeitraum von höchstens 6 
Monaten, 

d) nach Ableistung des Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes nicht 

 
§ 6 

Kinderzulage 
 
(1) Eine Kinderzulage gebührt monatlich – soweit im Abs. 4 nicht 
anderes bestimmt ist – für jedes der folgenden Kinder, für das 
Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 
bezogen wird oder für das nur deshalb keine Familienbeihilfe 
bezogen wird, weil für dieses Kind eine gleichartige ausländische 
Beihilfe bezogen wird: 

a) eheliche Kinder und uneheliche Kinder 
b) legitimierte Kinder, 
c) Wahlkinder, 
d) sonstige Kinder, wenn sie dem Haushalt des Gemeinde-

beamten angehören und dieser überwiegend für die Kosten 
des Unterhaltes aufkommt. 

 
(2) Die Kinderzulage beträgt bei 

a) bis zu zwei Kindern 0,75 % 
b) bei drei oder vier Kindern 0,94 % und 
c) bei mehr als 4 Kindern 1,17 % 

des Gehaltes der Gehaltsstufe 9 der Verwendungsgruppe VI je Kind. 
Für ein Kind, für das erhöhte Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird, gebührt die 
Kinderzulage doppelt. 
 
 

Landtag von Niederösterreich 
Landtagsdirektion 

Eing.: 16.03.2010 

zu Ltg.-513/G-3/1-2010 

Ko-Ausschuss 



- 2 - 

unmittelbar das Hochschulstudium beginnt, für einen Zeitraum von 
höchstens 6 Monaten oder  

e) nach Abschluß der Schul- oder Berufsausbildung oder nach Ableistung 
des Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes nicht unmittelbar in das 
Erwerbsleben eintritt, für einen Zeitraum von höchstens 3 Monaten, 

und weder das Kind noch sein Ehegatte über eigene Einkünfte verfügt, die die 
Hälfte des Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe V (zuzüglich allfälliger 
Teuerungszulagen) erreichen. Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge 
außer Betracht, die ein Kind, welches sich in Schulausbildung befindet, aus 
einer ausschließlich während der Schulferien ausgeübten Beschäftigung 
bezieht. 
 
(4) Zur Schul- oder Berufsausbildung zählt auch ein angemessener Zeitraum 
für die Vorbereitung auf die Ablegung der entsprechenden Abschlußprüfungen 
und auf die Erwerbung eines akademischen Grades. Im übrigen sind für die 
Beurteilung, ob die Schul- oder Berufsausbildung beendet ist, das gewählte 
Studien- oder Berufsziel und die für das Erreichen des gewählten Zieles 
geltenden Ausbildungsvorschriften maßgebend. 
 
(5) Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht das 26. Lebensjahr vollendet 
hat, kann die Kinderzulage gewährt werden, wenn berücksichtigungswürdige 
Gründe vorliegen und weder das Kind, noch sein Ehegatte über eigene 
Einkünfte verfügt, die die Hälfte des Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe 
V (zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen) erreichen. 
 
(6) Für ein Kind, das seit dem Zeitpunkt, in dem der Anspruch auf die 
Kinderzulage gemäß den Abs. 2 bis 5 wegfällt, infolge Krankheit oder 
Gebrechen erwerbsunfähig ist, gebührt die Kinderzulage, wenn weder das 
Kind, noch dessen Ehegatte über eigene Einkünfte verfügt, die die Hälfte des 
Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe V (zuzüglich allfälliger 
Teuerungszulagen) erreichen. 
 
(7) Ein Gemeindebeamter hat keinen Anspruch auf die Kinderzulage für sein 
uneheliches Kind, wenn es nicht seinem Haushalt angehört und er – 
abgesehen von der Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 – für das Kind nicht einen Unterhaltsbeitrag leistet, der mindestens so 
hoch ist, wie die Kinderzulage. 
 
(8) Für ein und dasselbe Kind gebührt die Kinderzulage nur einmal. Hätten 
mehrere Personen für ein und dasselbe Kind Anspruch auf diese Zulage oder 
eine ähnliche Leistung aus einem Dienstverhältnis zu einer inländischen 

(3) Für ein Kind, das seit dem Zeitpunkt, in dem der Anspruch auf die 
Kinderzulage nach Abs. 1 wegfällt, infolge Krankheit oder 
Gebrechens erwerbsunfähig ist, gebührt auf Antrag die Kinderzulage, 
wenn weder das Kind noch dessen Ehegatte über eigene Einkünfte 
gemäß § 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 verfügt, die 
den Betrag nach § 5 Abs. 2 erster Satz ASVG monatlich übersteigen. 
 
(4) Für ein und dasselbe Kind gebührt die Kinderzulage nur einmal. 
Hätten mehrere Personen für ein und dasselbe Kind Anspruch auf 
diese Zulage oder eine ähnliche Leistung aus einem Dienstverhältnis 
zu einer inländischen Gebietskörperschaft, gebührt die Kinderzulage 
jener Person, deren Haushalt das Kind angehört. Bei gleichzeitigem 
Entstehen der Ansprüche geht der Anspruch jener Person vor, die 
die Familienbeihilfe erhält. 
 
(5) Dem Haushalt des Gemeindebeamten gehört ein Kind an, wenn es 
bei einheitlicher Wirtschaftsführung unter der Leitung des 
Gemeindebeamten dessen Wohnung teilt oder aus Gründen der 
Erziehung, Ausbildung, Krankheit oder eines Gebrechens woanders 
untergebracht ist. Durch die Leistung des Präsenz-, Ausbildungs- 
oder Zivildienstes wird die Haushaltszugehörigkeit nicht berührt. 
 
(6) Die Kinderzulage gebührt, sofern sie nach Aufnahme in das 
Dienstverhältnis durch Geburt eines Kindes anfällt, erstmalig im 
vierfachen Ausmaß. 
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Gebietskörperschaft, so gebührt die Kinderzulage nur einem 
Gemeindebeamten, dessen Haushalt das Kind angehört. Hiebei geht der 
früher entstandene Anspruch dem später entstandenen vor. Bei gleichzeitigem 
Entstehen der Ansprüche geht der Anspruch eines älteren Gemeindebeamten 
vor. 
 
(9) Dem Haushalt des Gemeindebeamten gehört ein Kind an, wenn es bei 
einheitlicher Wirtschaftsführung unter Leitung des Gemeindebeamten dessen 
Wohnung teilt oder aus Gründen der Erziehung, Ausbildung, Krankheit oder 
eines Gebrechens woanders untergebracht ist. Durch die Ableistung des 
Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes wird die Haushaltszugehörigkeit 
nicht berührt. 
 
(10) Die Kinderzulage gebührt, soferne sie nach Aufnahme in das öffentlich-
rechtliche (pragmatische) Dienstverhältnis durch Geburt eines Kindes 
erstmalig anfällt, im vierfachen Ausmaß. 
 
§ 7: § 7: 
 
§ 7 
(1) Als Einkünfte im Sinne des § 6 gelten die im § 2 des Einkommensteuer-
gesetzes 1988 angeführten Einkünfte, soweit sie nicht nach § 3 desselben 
Gesetzes steuerfrei sind. 
 
(2) Als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gelten jedoch auch  

a) wiederkehrende Unterhaltsleistungen; 
b) wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- und 

Krankenversicherung, nach dem Opferfürsorgegesetz, dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem Heeresversorgungsgesetz, 
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, dem 
Karenzurlaubsgeldgesetz, dem Überbrückungshilfengesetz und 
gleichartigen landesgesetzlichen Vorschriften, jedoch mit Ausnahme des 
Pflegegeldes, der Pflegezulage und der Blindenzulage. 

c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Abfindung für die Verpflegung, der 
Familienunterhalt, die Wohnkostenbeihilfe und die Entschädigung bei 
Übungen nach dem Heeresgebührengesetz 2001, Geldleistungen nach 
§ 4 Abs. 2 des Auslandseinsatzgesetzes 2001 sowie die Barbezüge, der 
Familienunterhalt und die Wohnkostenbeihilfe nach dem 
Zivildienstgesetz 1986. 

 
Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge außer Betracht, die ein Kind, 

 
§ 7 
(1) Als Einkünfte im Sinne des § 6 gelten die im § 2 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 angeführten Einkünfte, soweit sie nicht 
nach § 3 desselben Gesetzes steuerfrei sind. 
 
(2) Als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gelten jedoch auch  

a) wiederkehrende Unterhaltsleistungen; 
b) wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- und 

Krankenversicherung, nach dem Opferfürsorgegesetz, dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem 
Heeresversorgungsgesetz, dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
1977, dem Karenzurlaubsgeldgesetz, dem 
Überbrückungshilfengesetz und gleichartigen landesgesetzlichen 
Vorschriften, jedoch mit Ausnahme des Pflegegeldes, der 
Pflegezulage und der Blindenzulage. 

c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Abfindung für die Verpflegung, 
der Familienunterhalt, die Wohnkostenbeihilfe und die 
Entschädigung bei Übungen nach dem Heeresgebührengesetz 
2001, Geldleistungen nach § 4 Abs. 2 des Auslandseinsatzgesetzes 
2001 sowie die Barbezüge, der Familienunterhalt und die 
Wohnkostenbeihilfe nach dem Zivildienstgesetz 1986. 
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welches sich in Schulausbildung befindet, auf Grund einer ausschließlich 
während der Schul-(Hochschul-)ferien ausgeübten Beschäftigung bezieht. 
 
(3) Werden Einkünfte für einen längeren Zeitraum als für einen Monat 
bezogen, so sind sie verhältnismäßig umzurechnen. Hiebei gelten Einkünfte, 
die für einen nicht feststellbaren Zeitraum zufließen, als jährliche Einkünfte des 
betreffenden Kalenderjahres. 
 
(4) Bei Einkünften in Güterform ist der Wert der Wohnung mit 15 v.H., der Wert 
der vollständigen monatigen Verpflegung mit 60 v.H., der Wert der 
vollständigen monatigen Verpflegung nebst Wohnung, Kleidung und Wäsche 
mit 90 v.H. und der Wert der Bestreitung des gesamten Lebensunterhaltes 
durch die Beistellung von Sachwerten mit 100 v.H. der Hälfte des 
Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe V (einschließlich allfälliger 
Teuerungszulagen) zu veranschlagen. 

Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge außer Betracht, die ein 
Kind, welches sich in Schulausbildung befindet, auf Grund einer 
ausschließlich während der Schul-(Hochschul-)ferien ausgeübten 
Beschäftigung bezieht. 
 
(3) Werden Einkünfte für einen längeren Zeitraum als für einen Monat 
bezogen, so sind sie verhältnismäßig umzurechnen. Hiebei gelten 
Einkünfte, die für einen nicht feststellbaren Zeitraum zufließen, als 
jährliche Einkünfte des betreffenden Kalenderjahres. 
 
(4) Bei Einkünften in Güterform ist der Wert der Wohnung mit 15 v.H., der 
Wert der vollständigen monatigen Verpflegung mit 60 v.H., der Wert der 
vollständigen monatigen Verpflegung nebst Wohnung, Kleidung und 
Wäsche mit 90 v.H. und der Wert der Bestreitung des gesamten 
Lebensunterhaltes durch die Beistellung von Sachwerten mit 100 v.H. der 
Hälfte des Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe V (einschließlich 
allfälliger Teuerungszulagen) zu veranschlagen. 
 

§ 32: § 32: 
 

§ 32 
Verweisungen 

 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne nähere 
Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den nachstehend 
angeführten Fassungen anzuwenden: 

1.  Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 
i.d.F. BGBl. I Nr. 45/2007 

2.  Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.Nr. 609/1977 i.d.F. BGBl. 
I Nr. 131/2006 

3.  Auslandseinsatzgesetz 2001 (AuslEG 2001), BGBl. I Nr. 55/2001 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 116/2006 

4.  Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 
i.d.F. BGBl. I Nr. 67/2007 

5.  Einkommensteuergesetz 1988 (EStG 1988), BGBl. Nr. 400/1988 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 45/2007 

6.  Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.Nr. 376/1967 i.d.F. BGBl. I 
Nr. 24/2007 

7.  Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl.Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 
53/2007 

8.  Heeresgebührengesetz 2001 (HGG 2001), BGBl. I Nr. 31/2001 i.d.F. 

 
§ 32 

Verweisungen 
 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 
nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 
nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 

1. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 
189/1955 i.d.F. BGBl. I Nr. 150/2009 

2. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 
i.d.F. BGBl. I Nr. 153/2009 

3. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988 i.d.F. BGBl. I Nr. 
9/2010 

4. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.Nr. 376/1967 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 9/2010 

5. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl.Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 
6/2010 

6. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 
i.d.F. BGBl. I Nr. 3/2008 
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BGBl. I Nr. 116/2006 
9.  Heeresversorgungsgesetz (HVG), BGBl.Nr. 27/1964 i.d.F. BGBl. I Nr. 

169/2006 
10. Karenzurlaubsgeldgesetz (KUG), BGBl.Nr. 395/1974 i.d.F. BGBl. I Nr. 

34/2004 
11. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.Nr. 152/1957 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 169/2006 
12. Opferfürsorgegesetz, BGBl.Nr. 183/1947 i.d.F. BGBl. I Nr. 169/2006 
13. Überbrückungshilfengesetz (ÜHG), BGBl.Nr. 174/1963 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 142/2004 
14. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 137/2001 
15. Zivildienstgesetz 1996 (ZDG), BGBl.Nr. 679/1986 i.d.F. BGBl. I Nr. 

40/2006. 
 
 

 


